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Bauleitplan: Verfahrensart 

vBBP „Solarpark Sallach II“ 

§ 13 (vereinfacht)

§ 13a (beschleunigt)

 Regelverfahren 

Verfahrensgegenstand: 

 Bebauungsplan 

 vorhabenbezogener 

Bebauungsplan 

 Neuaufstellung 

 Änderung 

 Flächennutzungs- und 

Landschaftsplan 

 Neuaufstellung 

 Änderung 

Verfahrensablauf 

Stand Unterlagen Bekanntmachung Anschreiben Frist Stellungnahme Abwägung 

§3/4 Abs. 1 24.07.2024 16.08.2024 16.08.2024 16.08.2024 – 

16.09.2024 

26.11.2024 

§3/4 Abs. 2

Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplans „Solarpark Sallach II“ 

mit paralleler 13. Änderung des Flächennutzungsplans 

Prüfung der fristgemäß vorgebrachten Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen 

Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 und der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

nach § 3 Abs. 1 BauGB 

Nachfolgende Träger öffentlicher Belange wurden im Zuge der Behördenbeteiligung zur Stellungnahme aufgefordert: 

1 Landratsamt Schwandorf 15 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 

2 Regierung Oberpfalz - Landesplanung 16 Bayernwerk Netz GmbH 

3 Regionaler Planungsverband 17 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 

4 Regierung Oberpfalz - Gewerbeaufsichtsamt 18 Bayerischer Bauernverband 

5 Regierung Oberfranken – Bergamt Nordbayern 19 Kreisbrandrat Schwandorf 

6 AELF Regensburg-Schwandorf - Landwirtschaft 20 Bund Naturschutz 

7 AELF Regensburg-Schwandorf - Forst 21 Landesbund für Vogelschutz – KrGr Schwandorf 

8 ALE Oberpfalz 22 Landschaftspflegeverband Lkr. Schwandorf 

9 Wasserwirtschaftsamt Weiden 23 Verein Naturpark Oberpfälzer Wald 

10 Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach 24 Stadt Oberviechtach 

11 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 25 Gemeinde Teunz 

12 Bayerisches Landesamt für Umwelt 26 Gemeinde Guteneck 

13 Handwerkskammer Nby/Opf 27 Gemeinde Altendorf 

14 IHK Regensburg 28 Gemeinde Dieterskirchen 

29 Markt Schwarzhofen 
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Nachgenannte Träger öffentlicher Belange haben während und nach der Auslegungsfrist keine Stellungnahme 
abgegeben: 

4 Regierung Oberpfalz - Gewerbeaufsichtsamt 21 Landesbund für Vogelschutz – KrGr Schwandorf 

11 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 22 Landschaftspflegeverband Lkr. Schwandorf 

12 Bayerisches Landesamt für Umwelt 23 Verein Naturpark Oberpfälzer Wald 

14 IHK Regensburg 24 Stadt Oberviechtach 

17 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 25 Gemeinde Teunz 

18 Bayerischer Bauernverband 28 Gemeinde Dieterskirchen 

19 Kreisbrandrat Schwandorf 29 Markt Schwarzhofen 

20 Bund Naturschutz 

Nachgenannte Träger öffentlicher Belange haben während und nach der Auslegungsfrist Stellungnahmen ohne 
Einwendungen oder abzuarbeitende Hinweise abgegeben: 

FNP BBP 

1.1 Landratsamt Schwandorf - Bauaufsicht x x 02.09.2024 

5 Regierung Oberfranken – Bergamt Nordbayern x x 11.09.2024 

8 ALE Oberpfalz x x 11.09.2024 

10 Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach x x 13.09.2024 
15 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung x x 22.08.2024 

26 Gemeinde Guteneck x x 05.09.2024 

27 Gemeinde Altendorf x x 05.09.2024 

Nachgenannte Träger öffentlicher Belange haben während und nach der Auslegungsfrist Stellungnahmen mit 
Einwendungen oder Hinweisen abgegeben: 

FNP BBP 

1.2 Landratsamt Schwandorf - Immissionsschutz x x 12.09.2024 

1.3 Landratsamt Schwandorf – Untere Naturschutzbehörde X X 24.10.2024; 

25.10.2024 
2 Regierung Oberpfalz – Höhere Landesplanung – Frau Segerer x x 13.09.2024 

3 Regionaler Planungsverband Höhere Landesplanung - Frau Dichtler x x 02.09.2024 

6 AELF Regensburg - Schwandorf - Landwirtschaft x x 16.09.2024 

7 AELF Regensburg – Schwandorf -  Forst x x 13.09.2024 

9 Wasserwirtschaftsamt Weiden x x 13.09.2024 

13 Handwerkskammer Nby/Opf x x 12.09.2024 

16 Bayernwerk Netz GmbH x x 17.09.2024 

Folgende Stellungnahmen mit Einwendungen oder Hinweisen wurden im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 
abgegeben: 

--- 
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Behandlung der im Zuge der Behördenbeteiligung eingegangenen Stellungnahmen: 

1.2 Landratsamt Schwandorf - Immissionsschutz, 12.09.2024 

Einwand/Hinweis 

„… 

1. Sachverhalt
Die Gemeinde Niedermurach plant die Aufstellung eines vorhabensbezogenen Bebauungsplans für
das Sondergebiet „Solarpark Sallach II“. Im Parallelverfahren wird der Flächennutzungsplan im
betreffenden Bereich angepasst.

Das Plangebiet umfasst das aktuell als landwirtschaftliche Ackerfläche genutzte Grundstück mit der 
Flurnummer 252 der Gemarkung Wagnern mit einer Gesamtfläche von insgesamt rund 3,5 ha und 

beinhaltet neben der mit PV-Technik inklusive Nebenanlagen überbaubaren Fläche auch die für 
naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen vorgesehenen randlichen Grünstreifen in Breiten 
zwischen 5m und 100m. Geplant sind nach Süden ausgerichtete Modulreihen mit feststehenden 
Modulen mit einer maximalen Höhe von 3,5 m über Geländeoberkante und mit mindestens 0,8 m 
Bodenfreiheit. Das Gelände soll mittels eines maximal 2,2m hohen Zaunes eingefriedet werden. 
Beleuchtungsanlagen sind nicht vorgesehen. Eine dauerhafte Beleuchtung ist in den Festsetzungen 
ausgeschlossen. Die Erschließung ist über den südlich angrenzenden Flurweg 431 geplant. 

Das Plangebiet ist von landwirtschaftlichen Flächen und Wald umgeben. Unmittelbar östlich 
angrenzend verläuft die Kreisstraße SAD 43, in deren Richtung ein 10m breiter Grünstreifen 
vorgesehen ist. Der kürzeste Abstand der der PV-Fläche zur Wohnbebauung von Sallach 
(Außenbereichslage nach FNP und tatsächlicher Nutzung) beträgt minimal ca. 175m in südlicher bis 
südöstlicher Richtung. Ca. 100m nördlich der Planfläche liegt das Außenbereichsbebauung von 
Schwaighof. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

2. Beurteilung
Unter Berücksichtigung der Abstände der von mehr als 100m zu nächstgelegenen Wohnbebauung
und von deren Lage im Norden und Süden der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage sind durch
das Vorhaben keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Lichtimmissionen (Blendwirkung),
Geräuschimmissionen und elektromagnetische Felder zu erwarten.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Etwaige Blendwirkungen auf die östlich angrenzende Kreisstraße SAD 43 sind nicht Gegenstand der 
immissionsschutzfachlichen Prüfung, da es sich bei Verkehrswegen nicht um Immissionsorte im 

Anmerkung: 

---------------------------------------------------------------------------------- 

2. Beurteilung
Es wird zur Kenntnis genommen, dass durch das Vorhaben keine
schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind.

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Sinne des Immissionsschutzrechts handelt. Das Thema ist im Blendgutachten in den 
Verfahrensunterlagen ausführlich abgehandelt. Die Beurteilung obliegt der zuständigen 
Verkehrsbehörde.  

Bei plangemäßer Umsetzung ergeben sich aus immissionsschutzfachlicher Sicht keine weiteren 
Anregungen und Hinweise zum vorhabensbezogenen Bebauungsplan und zur Änderung des 
Flächennutzungsplans.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Sitzungstag: 26.11.2024
Anwesend: 12
Für den Beschluss: 12
Gegen den Beschluss: 0

Beschluss:
Auf die oben genannten Hinweise wird verwiesen. Es erfolgt 
keine Änderung zum Entwurfsstand der Änderung bzw. 
Neuaufstellung des Bebauungsplanes.

1.2 Landratsamt Schwandorf – Untere Naturschutzbehörde, 24.10.2024 und 25.10.2024 

Einwand/Hinweis 

„… 
Mail vom 24.10.2024: 

trotz Beendigung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange im Zeitraum von 16.08. und 19.09.2024 schlage ich „auf die Schnelle“ nach 
unserem heutigen Telefonat für nachfolgendes Bauleitplanungsverfahren landespflegerische 
Belange vor: Solarpark Sallach II - 13. Änderung des Flächennutzungsplans und Aufstellung eines 

vorhabensbezogenen Bebauungsplanes für ein sonstiges Sondergebiet. 

Auf Grundstück mit der Flurstücksnummer (FlStNr) 252 in Gemarkung (4828) Wagnern hat die 
Firma Greenovative GmbH (Nürnberg) die Errichtung und den Betrieb einer Photovoltaik-
Freiflächenanlage (PV-FFA) bei der Gemeinde Niedermurach beantragt. Die Kommune hat den 
Aufstellungsbeschluss für einen vorhabensbezogenen Bebauungsplan getroffen. Im Gegensatz zur 
Firma Greenovative GmbH bestand zwischen den beauftragten Büros Neidl+Neidl (Sulzbach-
Rosenberg) und Büro für ökologische Studien (Bayreuth) mit der unteren Naturschutzbehörde am 
Landratsamt Schwandorf kein Kontakt.  

Anmerkung: 
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Der Vorentwurf „Begründung mit Umweltbericht“ wird in der Fassung vom 24.07.2024 wie folgt 
eingeschätzt.  

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Die einleitenden Sätze des Kapitels 6 Landschaftsbild, Seite 7, oben, sind zu ergänzen: Es handelt 
sich um landwirtschaftlich als Acker genutzte Fläche. Der geplante Geltungsbereich des 
Bebauungsplans liegt nicht innerhalb eines Landschaftsschutzgebietes, befindet sich jedoch 
innerhalb eines landschaftlichen Vorbehaltsgebietes und den Naturparks „Oberpfälzer Wald“, da die 
Gemeinde Niedermurach Mitglied im gleichnamigen Naturparkverein ist.  

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Im Kapitel 7 Artenschutz, Seite 8, Mitte, sind auch Angabe zum allgemeinen Artenschutz zu treffen. 
Sind Wuchs- oder Fundorte von Rote Liste-Arten, wie zum Beispiel Nester von Waldameinsen, auf 
und am Rand der Planfläche ausgebildet? Sofern beispielsweise Waldameisennester von der Planung 
betroffen sind, sind diese vorrangig an Ort und Stelle zu erhalten und in der Bauphase nach DIN 
18920 zu schützen. Unvermeidbare Zerstörungen von Wuchs- und Fundorten sind 
artenschutzfachlich zu „bearbeiten“. Ameisennester sind mit Hilfe von Not- und 
Rettungsumsiedlungen durch die Ameisenschutzwarte Bayern, vertreten durch den 
Ameisenschutzverein Hirschberg, zu versetzten; vergleiche IP-Adressen: 
https://www.ameisenfreunde.de/ 
und 

https://www.ameisenschutzwarte-bayern.de/Termine.htm 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

In der Kurzdarstellung des Kapitels „Artenschutz“ sind sämtliche Planungsaussagen aus der 
Fachbeilage „naturschutzfachliche Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung“ (saP) 
aufzuzeigen. Dazu ist das gutachterliche Fazit der saP von Herrn Dipl.-Biol. Dr. Schlumprecht 
ausdrücklich heranzuziehen. Ein besonderer Augenmerk ist auf die Nennung der erforderlichen 
artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen sowie der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen 
(CEF-Maßnahmen) insbesondere für die vier in der Brutsaison 2024 auf der Planfläche nachgewiesen 
(Brut-)Paare der Feldlerche (Alauda arvensis) zu legen. Die CEF-Maßnahmenfläche/n ist/sind mit 
den notwendigen Artenschutzmaßnahmen hinreichend konkret zu beschreiben. Im Spätsommer und 
Frühherbst 2024 haben intensive Abstimmungsprozesse zwischen der Firma Greenovative GmbH, 
vertreten durch Frau Gerhardt, und dem Unterzeichner zur Entwicklung eines tragfähigen 
(Artenschutz-)Ausgleichskonzeptes stattgefunden. 
Das abschließend belastbare Ergebnis ist im Fazit entsprechend vorzustellen. Die CEF-Maßnahmen 
für die betroffene Vogelart Feldlerche sind eng an den artenschutzfachlichen Anforderungen des 
Ministerialschreibens „Maßnahmenfestlegung für die Feldlerche im Rahmen der speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)“, Aktenzeichen 63b-U8645-4-2028/2-35 vom 22.02.2023, 
abzuleiten. 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Die artenschutzrechtlichen Ausgleichsfläche ist nicht im Planbereiches der Solaranlage vorgesehen. 
Deshalb sind privatrechtliche Sicherungen in Form von Gestattungs- und Pachtverträgen sowie 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Umweltbericht wird 
angepasst. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Gemäß saP werden keine weiteren relevanten Arten von dem Vorhaben 
betroffen. Der Hinweis, dass Waldameisennester nicht betroffen sind, 
wird im Umweltbericht ergänzt. 

----------------------------------------------------------------------------------

Die Kernaussagen, sowie die Vermeidungsmaßnahmen der 
artenschutzrechtlichen Prüfung sind im Umweltbericht enthalten 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. Die dingliche Sicherung wird vertraglich 
festgehalten. 

https://www.ameisenschutzwarte-bayern.de/Termine.htm
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dingliche Sicherungen nach §§ 1090 und 1105 BGB zu treffen. Als Belastungen sind ins Grundbuch 
des betroffenen Grundstücks einerseits eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit, und andererseits 
eine Reallast, die künftige, aktiv-wiederkehrende Artenschutzmaßnahmen für die betroffne Vogelart 
aufzeigt, eintragen zu lassen. Die Grundbucheinträge  

haben vor der endgültigen gemeindepolitischen Entscheidung vollumfänglich zu erfolgen.  
Die vorliegende Fassung der Artenschutzprüfung sieht zwei Vermeidungsmaßnahmen und eine 
Ausgleichsmaßnahme vor. Es sind weitere Artenschutzmaßnahmen bauplanungsrechtlich 
festzulegen. Als Beispiel kann die Bauleitplanung der Gemeinde Kirchensittenbach (Landkreis 
Nürnberger Land) für den Solarpark „Auf der Haid“ herangezogen werden; vergleiche URL: 
https://www.kirchensittenbach.de/downloads/bp-begruendung.pdf 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

In Kapitel 9.5 Einfriedung, Seite 10, ist die wolfsabweisende Einzäunung während einer eventuellen 
Beweidung der Anlagenfläche präzisierend vorzustellen. Dazu ist das in der Online-Plattform 
„EnergieAtlas Bayern“ veröffentlichte UMS mit IP-Adresse und Maßgaben zu nennen.  

Lassen Sie uns am späteren Vormittag nochmals telefonisch über Ihre Bauleitplanung sprechen. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Mail vom 25.10.2024: 

die gestern telefonisch angesprochenen Publikationen des Bayerischen Landesamtes für Umwelt 
(Quellen/Literaturverzeichnis), die für Ihre Bauleitplanung einschlägig sein könnten, möchte ich für 
Sie zusammenfassen und zuleiten: 
1. Bayerisches Landesamt für Umwelt (2021): Handlungsleitfaden Qualitätsmanagement
Kompensation - Bausteine und Beispiele zur erfolgreichen Umsetzung von Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen im Naturschutz, siehe Leitfaden im Internet unter folgender Adresse:
https://www.bestellen.bayern.de/application/eshop_app000006?SID=354447293&ACTIONxSESSx
SHOWPIC(BILDxKEY:%27lfu_nat_00396%27,BILDxCLASS:%27Artikel%27,BILDxTYPE:%27PDF%
27)
2. Gemeinde Kirchensittenbach (2023): Vorhabensbezogener Bebauungsplan mit
Grünordnungsplan „Solarpark Auf der Haid“, Begründung mit Umweltbericht zum Entwurf vom
10.07.2023, Bearbeitung: Büro Team 4 Bauernschmitt und Wehner Landschaftsarchitekten und
Stadtplaner PartGmbH, Nürnberg, B-Plan siehe IP-Adressen:
https://www.kirchensittenbach.de/downloads/bp-begruendung.pdf
und
https://www.kirchensittenbach.de/wirtschaft-wohnen/bauen-wohnen/

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Zu 1: Bauleitplanung: Anwendung der (bauplanungsrechtlichen, baurechtlichen) Eingriffsregelung 
nach den Vorschriften des Baugesetzbuches gemäß & 1a BauGB.  

---------------------------------------------------------------------------------- 

Unter Punkt 6 Einfriedung ist bereits festgesetzt, dass die Einzäunung im 
Zeitraum einer Beweidung wolfabweisend gemäß dem Schreiben des 
Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 
gestaltet werden muss. Die genaue Ausführung bleibt dem 
Vorhabenträger überlassen, diese hat sich nach dem Schreiben vom 
02.02.2024 zu richten. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

https://www.kirchensittenbach.de/wirtschaft-wohnen/bauen-wohnen/
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„In der Bauleitplanung ist demnach die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes auf der Basis der Ergebnisse der Umweltprüfung in der Abwägung zu 
berücksichtigen. Die Umweltprüfung wird für die Belange des Umweltschutzes durchgeführt; auch 
die Eingriffsregelung ist Gegenstand der Umweltprüfung. Die auf Grund der Umweltprüfung 
ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes werden im Umweltbericht dargelegt.“ 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

„Unabhängig vom Eingriffsvorhaben oder einer Bauleitplanung gelten für die Planung von 
Kompensationsmaßnahmen folgende Anforderungen:  

- Formulierung eindeutiger Entwicklungsziele,

- Auswahl geeigneter Kompensationsflächen,

- Angaben zur Herstellung und Entwicklung der Kompensationsmaßnahmen,

- Aussagen zu Unterhaltungsmaßnahmen und zum Unterhaltungszeitraum,

- Festlegung und fachliche Begründung von Kontrollen.“

„In Bauleitplanverfahren kann sich die Gemeinde bei der Festlegung des Kompensationsziels am 

Leitfaden Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft („Bauleitfaden“) orientieren.“  
„Für Kompensationsflächen in der Bauleitplanung ist kein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang 
zwischen Eingriff und Ausgleich erforderlich, soweit dies mit einer geordneten städtischen 
Entwicklung und den Zielen der Raumordnung sowie der Naturschutzes und der Landschaftspflege 
vereinbar ist. Auch hierzu wird auf den Leitfaden Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft 
verwiesen.“  

In der freien Natur ist bei Ansaaten und der Pflanzung von Gehölzen gebietseigenes Samen- 
beziehungsweise Pflanzgut aus den örtlich betroffenen Ursprungs- beziehungsweise 
Vorkommensgebieten zu verwenden.  

Fazit: Insbesondere die in grauer Farbe hinterlegten Textfelder, die die bauleitplanerische 
Eingriffsregelung betreffen, sollte, wo möglich, in die Antragsunterlagen eingebunden werden.  

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Zu 2: Beispielshafte Textausschnitte: Planungserfordernis (…) „ Das Planungsgebiet befindet sich in 
einem im Sinne des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 2017 „landwirtschaftlich benachteiligten 
Gebiet“, wodurch die Voraussetzungen für eine Förderfähigkeit gegeben sind.“ 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Erschließung  
Verkehrliche Erschließung 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Anforderungen wurden im 
Umweltbericht ergänzt. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist in den Festsetzungen 
bereits enthalten. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Erschließung 
Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis wird im Umweltbericht 
ergänzt. 
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(…) Es werden durch Wegeerschließungen keine zusätzlichen Versiegelungen oder Befestigungen 
vorgenommen. Die Binnenerschließung der Solaranlage ist ausschließlich in unbefestigter und 
begrünter Weise auszuführen. 
Einspeisung (…)“ 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Eingriffsrechtliche Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen nach den Vorschriften des BauGB: 

- Es sind ausschließlich reflexionsarme Solarmodule in starrer Aufstellung zulässig.

- Einfriedungen sind dem natürlichen Geländeverlauf anzupassen und nur in transparenter
Ausführung (Drahtgitter, Maschendraht etc.) bis zu einer Höhe von maximal X,X m über Oberkante
des Gelände zulässig. Die Zäune sind so anzulegen, dass durchgehend ein Freihalteabstand zwischen
Gelände und Zaununterkante von 15 cm als Durchlass für Kleintiere (Amphibien, Kleinsäuger oder
Reptilien) eingehalten wird. Sockel und Betonfundamente sind unzulässig.

- Werbeanlagen sowie Außenbeleuchtung sind grundsätzlich ausgeschlossen.

- Anlage, Entwicklung und Pflege von Extensivgrünland innerhalb der Solaranlage, vorzugsweise
durch Mahd, nachrangig durch Mähweide oder Extensivweide (keine Standweide,
Beweidungsintensität kleiner 0,7 GVE/ha).

- Verwendung von gebietseigenem Saat- und Pflanzgut bei Nachsaaten beziehungsweise
Nachpflanzungen,

- Beschränkung der maximalen Höhe der baulichen Anlagen,

- Verwendung kleintierdurchlässiger Zäune und Rehschlupfe (an geeigneten Zaunabschnitten, siehe
Vereinbarung des Wirtschaftsministeriums mit Versicherern),

- geringe Bodenbeanspruchung durch Verankerung der Solarmodule durch Ramm- oder
Schraubfundamtente,

- Zufahrt und Wege innerhalb des Solarparks ausschließlich in unbefestigter und begrünter
Bauweise,

- Versickerung der über die Module anfallenden Niederschlagswassers vor Ort und breitflächig,

- Reinigung der Photovoltaik-Module unter vollständigen Verzicht grund- und 
oberflächenschädigender Chemikalien. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis ist unter den Festsetzungen bereits enthalten. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Beweidungsintensität wird im 
Entwurfsstand angepasst. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist in den Unterlagen bereits 
enthalten. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist in den Unterlagen bereits 
enthalten. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist in den Unterlagen bereits 
enthalten. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist in den Unterlagen bereits 
enthalten. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist in den Unterlagen bereits 
enthalten. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist in den Unterlagen bereits 
enthalten. 

Die Festsetzung unter 7.3 wird folgendermaßen ergänzt: 
„… Die Pflege der Grundstücks- und Modulflächen hat ohne Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln bzw. chemischen Reinigungsmitteln zu erfolgen.“ 
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Mindestangaben interner oder externer Kompensationsflächen nach BauGB: 
- Bestand/ Ist-Zustand,
- ökologische/s Entwicklungsziel/e,
- Aufwertungsmaßnahme/n (Herstellungs- oder Erstgestaltungsmaßnahmen),
- Entwicklungsmaßnahme/n,
- Erhaltungsmaßnahme/n,
- Unterhaltungszeitraum,
- Sicherung (Meldung AE-Flächen an Ökoflächenkataster Bayern unverzüglich nach
Bestandskraft der Satzung, privatrechtliche Sicherung (Pachtvertrag, städtebaulicher Vertrag,
dingliche Sicherung (beschränkt persönliche Dienstbarkeit, Reallast), Ausgleichsbebauungsplan),
- Kontrollen.

Wird zur Kenntnis genommen. 

Sitzungstag: 26.11.2024
Anwesend: 12
Für den Beschluss: 12
Gegen den Beschluss: 0

Beschluss:
Die oben genannten Anpassungen / Ergänzungen werden in 
die Entwurfsfassung des Bauleitplans eingearbeitet. Im 
Übrigen wird auf die oben genannten Hinweise verwiesen.

02 Regierung der Oberpfalz – höhere Landesplanung, 13.09.2024 

Einwand/Hinweis 

„ 
die Regierung der Oberpfalz als höhere Landesplanungsbehörde nimmt zu den o.g. Bauleitplan-
entwürfen der Gemeinde Niedermurach wie folgt Stellung: 

Die Gemeinde Niedermurach beabsichtigt nördlich der Ortschaft Sallach, westlich der Kreisstraße 
SAD 43, ein Sondergebiet `Photovoltaik` nach § 11 BauNVO auszuweisen. Parallel zur 
Bebauungsplanaufstellung soll der Flächennutzungsplan geändert werden. Das Planungsgebiet 
umfasst ca. 3,5 ha und wird aktuell landwirtschaftlich genutzt. 

Bewertungsmaßstab 
Nach Art. 3 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) sind bei raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen öffentlicher Stellen Ziele der Raumordnung zu beachten 
sowie Grundsätze der Raumordnung in Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu 
berücksichtigen (vgl. auch Anpassungsverbot gem. § 1 Abs. 4 BauGB). 
Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) sowie dem Regionalplan Oberpfalz-Nord (RP 
6) sind für das vorliegende Vorhaben insbesondere folgende Ziele (Z) und Grundsätze (G)
einschlägig:

LEP 1.1.3. Ressourcen schonen 

Anmerkung: 
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(G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert und auf ein dem Prinzip der
Nachhaltigkeit verpflichtetes Maß reduziert werden. Unvermeidbare Eingriffe sollen ressourcen-
schonend erfolgen. (G) Bei der Inanspruchnahme von Flächen sollen Mehrfachnutzungen, die eine
nachhaltige und sparsame Flächennutzung ermöglichen, verfolgt werden.

LEP 5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Flächen 
(G) Die räumlichen Voraussetzungen für eine vielfältig strukturierte, multifunktionale und bäuerlich
ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhaltige Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung für die
verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung mit nachhaltig erzeugten Lebensmitteln,
erneuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen sowie für den Erhalt der natürlichen
Ressourcen und einer attraktiven Kulturlandschaft und regionale Wirtschaftskreisläufe sollen
erhalten, unterstützt und weiterentwickelt werden.
(G) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flächensubstanz erhalten werden.
Insbesondere für die Landwirtschaft besonders geeignete Flächen sollen nur in dem unbedingt
notwendigen Umfang für andere Nutzungen in Anspruch genommen werden.

LEP 6.1.1 Sichere und effiziente Energieversorgung 
(Z) Die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit Energie ist durch den im überragenden
öffentlichen Interesse liegenden und der öffentlichen Sicherheit dienenden Um- und Ausbau der
Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat klimaschonend zu erfolgen. Zur Energieinfrastruktur
gehören insbesondere - Anlagen der Energieerzeugung und –umwandlung, (...).

LEP 6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 

(Z) Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilräumen verstärkt zu erschließen und zu nutzen.

LEP 6.2.3 Photovoltaik 
(G) Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen vorzugsweise auf vorbelasteten Standorten realisiert
werden. An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der Erzeugung von Solarstrom mit
anderen Nutzungen dieser Flächen, insbesondere der landwirtschaftlichen Produktion sowie der
Windenergienutzung, hingewirkt werden.
(G) Im notwendigen Maße soll auf die Nutzung von Flächen für Freiflächen-Photovoltaikanlagen in
land-wirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt werden.

LEP 7.1.1 Erhalt und Entwicklung von Natur und Landschaft 
(G) Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum des
Menschen erhalten und entwickelt werden.

RP 6 B I 2.1 – zu landschaftlichen Vorbehaltsgebieten 
In landschaftlichen Vorbehaltsgebieten kommt den Belangen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege besonderes Gewicht zu 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Bewertung 
Das Vorhaben trägt den o.g. LEP-Zielen 6.1.1 (Sichere und effiziente Energieversorgung) und 6.2.1 
(Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien) Rechnung. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Bewertung 
Wird zur Kenntnis genommen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Auch besteht aufgrund der Lage an einer Kreisstraße eine gewisse Vorbelastung im Sinne von LEP-
Grundsatz 6.2.3. Ein land-wirtschaftlich benachteiligtes Gebiet nach der PV-Förderkulisse (EEG) ist 
ebenfalls gegeben. 

Im Hinblick auf eine möglichst effiziente und multifunktionale Flächennutzung im Sinne von LEP G 
1.1.3 und LEP-G 6.2.3 sollte jedoch noch näher geprüft werden, ob die Erzeugung von Solarstrom 
in Kombination mit einer landwirtschaftlichen Nutzung (z. B. Agri-PV) erfolgen kann. 

Das Plangebiet wird aktuell landwirtschaftlich genutzt. Land- und forstwirtschaftlich genutzte 
Gebiete sollen gemäß LEP-Grundsatz 5.4.1 erhalten werden. Insbesondere für die Landwirtschaft 
besonders geeignete Flächen sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang für andere 
Nutzungen in Anspruch genommen werden. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Das Planungsgebiet liegt gemäß RP 6 B I 2.2 i. V. m. Karte 3 “Landschaft und Erholung” außerdem 
im Bereich eines landschaftlichen Vorbehaltsgebiets, in welchem den Belangen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege ein besonderes Gewicht zukommt (RP 6 B I 2.1). Bei 
landschaftsverändernden Maßnahmen oder neuen Nutzungen ist daher sorgfältig zu prüfen, ob 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes oder der natürlichen Grundlagen zu erwarten sind. In 
diesem Zusammenhang wird auch auf eine hier bekannte weitere Solarparkplanung (Solarpark 
Sallach) auf der unmittelbar gegenüberliegenden Seite der Kreisstraße hingewiesen. 

Bei der Beurteilung, ob die betroffenen Grundsätze bzw. Belange der Landwirtschaft und des Natur- 
und Landschaftsschutzes (s. o.) ausreichend berücksichtigt und sachgerecht gewichtet werden, 
kommt den Stellungnahmen der jeweils zuständigen Fachstellen eine hohe Bedeutung zu. 

Soweit die Bauleitplanung „Solarpark Sallach“ nicht mehr weiterverfolgt werden sollte, wird zur 
Aktualisierung des hiesigen Rauminformationssystemes um entsprechende Benachrichtigung 
gebeten.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Fläche unterhalb der Module kann 
weiterhin durch Mahd oder alternativ Beweidung genutzt werden. Die 
Möglichkeit die Anlage als Agri-PV zu nutzen wurde geprüft, jedoch wurde 
kein Landwirt gefunden, der bereit wäre die Fläche zu bewirtschaften. 

Wird zur Kenntnis genommen.  
Auf die Belange der Landwirtschaft werden in der Stellungnahme des 
AELF weiter eingegangen. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Mit der geplanten PV-Anlage wird ein bisher unbelasteter, überwiegend 
naturnaher Landschaftsausschnitt von technischer Infrastruktur geprägt. 
Aufgrund der geringen Größe in Verbindung mit der geringen Fernwirkung 
und der geplanten Eingrünung sind die Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild gering, trotz der Lage im landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiet. Nach Rücksprache mit der Unteren Naturschutzbehörde 
besteht grundsätzliches Einverständnis. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Sitzungstag: 26.11.2024
Anwesend: 12
Für den Beschluss: 12
Gegen den Beschluss: 0

Beschluss:
Auf die oben genannten Hinweise wird verwiesen. Es erfolgt 
keine Änderung zum Entwurfsstand der Änderung bzw. 
Neuaufstellung des Bebauungsplanes.
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03 regionaler Planungsverband, 02.09.2024 

Einwand/Hinweis Beschlussvorschlag zum Einwand/Hinweis 

„ 

Grundsätze der Raumordnung als zu berücksichtigende Vorhaben für nachfolgende Abwägungs- 
oder Ermessensentscheidungen nach Art. 3 Abs. 1 S. 1 BayLplG: 

Die geplanten Photovoltaikanlage Sallach II liegt gem. Regionalplan Oberpfalz-Nord B I 2.2 i.V.m. 
Karte 3 „Landschaft und Erholung“ im landschaftlichen Vorbehaltsgebietes 14 „Vorderer Oberpfälzer 
Wald“. Entsprechend B I 2.1 Regionalplan Oberpfalz Nord kommt in landschaftlichen 
Vorbehaltsgebieten den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege besonderes Gewicht 
zu. Bei landschaftsverändernden Maßnahmen oder neuen Nutzungen ist daher sorgfältig zu prüfen, 
ob Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes oder der natürlichen Grundlagen zu erwarten sind. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Gem. B I 3.1 Regionalplan Oberpfalz-Nord soll auf eine geeignete Pflege der Landschaft, 
insbesondere in den landschaftlichen Vorbehaltsgebieten, hingewirkt werden. Die für Naturhaushalt 
und Landschaftsbild wertvollen Landschaftsteile der Region, wie sie insbesondere in landschaftlichen 
Vorbehaltsgebieten zu finden sind, bedürfen zur Erhaltung ihrer Eigenart und ökologischen 
Funktionsfähigkeit bestimmter Pflege- und Gestaltungsmaßnahmen. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Die Land- und Forstwirtschaft soll gem. B III 1 Regionalplan Oberpfalz-Nord erhalten und gestärkt 
werden. Dies gilt insbesondere für Gebiete mit günstigen und durchschnittlichen 
Erzeugungsbedingungen. Dort soll auf den Erhalt und die Verbesserung der natürlichen und 
strukturellen Voraussetzungen für eine intensive landwirtschaftliche Bodennutzung hingewirkt 
werden. Gem. der Begründung zu B III 2.1 des Regionalplans fällt hierunter u.a. auch der Erhalt 
der Nutzfläche gegenüber konkurrierenden Nutzungen. Gem. der landwirtschaftlichen 
Standortkartierung (LSK) herrschen im Bereich der geplanten Photovoltaikanlagen überwiegend 

durchschnittliche Erzeugungsbedingungen vor. Durch das Vorhaben kommt es zu einem Verlust an 
landwirtschaftlich genutzter Fläche, der nicht direkt kompensiert werden kann. Den Stellungnahmen 
der landwirtschaftlichen Fachstellen soll deshalb besondere Bedeutung beigemessen werden. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Das Vorhaben kann zu den Erfordernissen B X 1 und B X 4 des Regionalplans Oberpfalz-Nord 
beitragen, wonach der weitere Ausbau der Energieversorgung in allen Teilräumen der Region ein 
ausreichendes, möglichst vielfältiges, preisgünstiges und umweltverträgliches Energieangebot 

Anmerkung: 

Mit der geplanten PV-Anlage wird ein bisher unbelasteter, überwiegend 
naturnaher Landschaftsausschnitt von technischer Infrastruktur geprägt. 
Aufgrund der geringen Größe in Verbindung mit der geringen Fernwirkung 
und der geplanten Eingrünung sind die Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild gering, trotz der Lage im landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiet. Nach Rücksprache mit der Unteren Naturschutzbehörde 
besteht grundsätzliches Einverständnis. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Gestaltung und Eingliederung der 
Anlage in die Landschaft, sowie die Pflegemaßnahmen der 
Ausgleichflächen ist im Bebauungsplan festgesetzt. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Auf die Belange der Landwirtschaft werden in der Stellungnahme des 
AELF weiter eingegangen. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 
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sicherstellen soll und darauf hingewirkt werden soll, dass erneuerbare Energien verstärkt genutzt 
werden.“ 

Sitzungstag: 26.11.2024
Anwesend: 12
Für den Beschluss: 12
Gegen den Beschluss: 0

Beschluss:
Auf die oben genannten Hinweise wird verwiesen. Es erfolgt 
keine Änderung zum Entwurfsstand der Änderung bzw. 
Neuaufstellung des Bebauungsplanes.

06 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten – Regensburg-Schwandorf, 16.09.2024 

Einwand/Hinweis 

„ 
zu oben genannten Maßnahme nehmen wir wie folgt Stellung: 

Die Planungen umfassen das Flurstück 252 der Gemarkung Wagnern auf einer Fläche von 3,54 

Hektar. Es ist beabsichtigt das gesamte Gebiet als Sondergebiet §11 Abs. 2 BauNVO zum Betrieb 
einer Freiflächenphotovoltaikanlage festzusetzen. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Bereich Landwirtschaft: 
Durch die Errichtung der Anlage gehen circa 3,54 Hektar intensiv landwirtschaftliche Ackerfläche für 
die landwirtschaftliche Produktion verloren. Laut Bodenschätzung handelt es sich bei der genannten 
Fläche in der Gemarkung Wagnern um lehmigen Sand mit Ackerzahlen um 31. Dies entspricht 
ungefähr dem Durchschnittsboden im Landkreis Schwandorf. 

Hochwertige landwirtschaftliche Nutzflächen stehen unter hohem Konkurrenzdruck. Vor diesem 
Hintergrund sind im LEP 2023 zwei Grundsätze zum Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflächen 
verankert. 

• Die räumlichen Voraussetzungen für eine vielfältig strukturierte Landwirtschaft sollen erhalten,
unterstützt und weiterentwickelt werden.

• Landwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen erhalten werden. Insbesondere für die Landwirtschaft
besonders geeignete Flächen sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang für andere
Nutzungen in Anspruch genommen werden.

• Grundsätzlich sind die Arbeits- und Lebensbedingungen der landwirtschaftlich tätigen Bevölkerung
zu sichern.

Anmerkung: 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Bereich Landwirtschaft: 
Grundsätzliche Bedenken gegenüber Umwandlung guter 
landwirtschaftlicher Flächen werden zur Kenntnis genommen, wobei der 
Ackerzahl-Durchschnittswert im Landkreis bei 32 liegt. Die Ackerzahlen 
des Geltungsbereiches haben Werte zwischen 22 und 31 und liegen somit 
unterhalb des Durchschnitts. Es werden daher keine besonders 
hochwertigen Böden überplant. Da die Nutzung der Fläche als 
Photovoltaikanlage begrenzt ist, ist der Verlust landwirtschaftlicher Fläche 
nicht dauerhaft. 
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-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Wir verweisen auf folgende Belange der Landwirtschaft: 
Betriebsstandorte, landwirtschaftliche Flächen und Wirtschaftswege grenzen an den Geltungsbereich 
an. Behinderungen und Einschränkungen sind grundsätzlich zu vermeiden, auch während der 
Bauphase. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Bei allen Pflanzungen von Bäumen, Sträuchern und Hecken sind die geltenden Regelungen des 
Bayerischen Ausführungsgesetzes zu beachten. Wir weisen darauf hin, dass es sich hierbei um 
Mindestabstände handelt. Bei der Bewirtschaftung ist ein ausreichender Abstand zur Einfriedung 
bzw. dem Zaun empfehlenswert. Übliche Praxis ist ein Grenzabstand von mindestens 0,75 Meter. 
Dies gilt auch entlang von landwirtschaftlich genutzten Feldwegen. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Das Anlegen entsprechender Heckensäume und Staudenfluren als Ausgleichs- und 
Minderungsmaßnahme ist als positiv zu bewerten. 

Wir verweisen jedoch auf die Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes § 39 Abs. 5, dass ein 
Pflegeschnitt nur von 01. Oktober bis 28. Februar des Folgejahres erlaubt ist, um Lebensräume und 
Brutstätten für Wildtierarten nicht zu zerstören. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Bei Aufschüttungen, Abgrabungen bzw. der Lagerung ist auf Erosionsschutz zu achten evtl. auch 
durch eine kurzfristige Abdeckung des Bodengutes.  

Die Etablierung der geschlossenen Grünlandfläche ist zeitnah nach Abschluss der Bauarbeiten 
Voraussetzung, um Bodenabtrag durch unvorhergesehene Starkregenereignisse zu vermeiden. 

Bereich Forsten: 
Belange des Bereiches Forsten wurden bereits übermittelt.“ 

---------------------------------------------------------------------------------
- 

Belange der Landwirtschaft: 
Wird zur Kenntnis genommen. Folgender textlicher Hinweis wird ergänzt: 
„Die an der Anlage anliegenden Zufahrten und Wege zu den 
verbleibenden/umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flächen müssen 
für die heute üblichen Landmaschinen gewährleistet bleiben. Die 
Bewirtschaftung darf zu keiner Zeit eingeschränkt werden“ 

---------------------------------------------------------------------------------
- 

Wird zur Kenntnis genommen. Die gesetzlichen Abstände von 
Pflanzungen bzw. der Einfriedung zu benachbarten Grundstücken werden 
im Pflanzschema berücksichtigt. 

---------------------------------------------------------------------------------
- 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die zulässigen Zeiten für Pflegeschnitte 
sind bereits im Vorhaben- und Erschließungsplan enthalten. Der Hinweis 
kann im Bebauungsplan noch ergänzt werden. 

---------------------------------------------------------------------------------
- 

In den Hinweisen sind Punkte und einzuhaltende DIN-Normen bezüglich 
des Bodenschutzes genannt, die die genannten Belange abdecken. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist im Zuge der 
Durchführungsplanung zu beachten. 

Bereich Forsten: 
Wird zur Kenntnis genommen. (Siehe Stellungnahme AELF vom 
13.09.2024) 

Sitzungstag: 26.11.2024
Anwesend: 12
Für den Beschluss: 11
Gegen den Beschluss: 1

Beschluss:
Die oben genannten Anpassungen / Ergänzungen werden in die 
Entwurfsfassung des Bauleitplans eingearbeitet. Im Übrigen wird 
auf die oben genannten Hinweise verwiesen.
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07 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten – Regensburg-Schwandorf, 13.09.2024 

Einwand/Hinweis 

„… 
das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Regensburg-Schwandorf, Bereich Forsten nimmt 
zum o.g. Planverfahren wie folgt Stellung: 

Wald im Sinne des Art. 2 BayWaldG ist von dem geplanten Vorhaben weder mittelbar noch 
unmittelbar betroffen. Insoweit sind seitens unseres Bereichs Forsten Einwendungen nicht 
veranlasst. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Zusatz: 
Im Nordwestbereich der geplanten Anlage grenzt auf den Fl.St.Nrn. 251 und 253 Gmkg. Wagnern 
Wald im Sinne des Art.2 BayWaldG an. Der dem Vorhaben zuweisende Waldrand ist mit mittelalten 
bis älteren Fichten und Kiefern mit etwas beigemischten Laubholz bestockt. Die derzeitigen 
Baumhöhen von ca. 15m bis 25m werden noch zu einer Endbaumhöhe von ca. 30m anwachsen.  

Gemäß den Planunterlagen (Darstellung im Vorhabens- und Erschließungsplan) reicht in diesem 
Bereich die überbaubare Fläche für Photovoltaik bis ca. 10m bis 15m an den Waldrand und liegt 
somit noch im derzeitigen und zukünftigen Fallbereich der Waldbäume. Auf Grund der, der 
Hauptwindrichtung zugewandten Seite des Waldrandes ist trotz grundsätzlich stabiler 
Bestockungsverhältnisse eine Baumfallgefahr auf die Module nicht auszuschließen. 

Sollte diese Gefahr gänzlich ausgeschlossen werden, so wäre in diesem Bereich ein Abrücken der 
Module bis zur maximalen Baumfallgrenze erforderlich.“ 

Anmerkung: 

Wird zur Kenntnis genommen. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Zusatz: 
Der Hinweis auf mögliche Sachschäden durch Baum- oder Astfall wird zur 
Kenntnis genommen; das Risiko trägt der Vorhabenträger. Die PV-Anlage 
ist keine bauliche Anlage, die zum dauernden Aufenthalt von Menschen 
vorgesehen ist. Das Risiko ist somit vorranging auf den 
Sachschadensbereich begrenzt. 

Der Vorhabenträger ist bereit, eine entsprechende 
Haftungsausschlusserklärung zugunsten der angrenzenden Waldbesitzer 
vorzulegen. 

Sitzungstag: 26.11.2024
Anwesend: 12
Für den Beschluss: 12
Gegen den Beschluss: 0

Beschluss:
Auf die oben genannten Hinweise wird verwiesen. Es erfolgt 
keine Änderung zum Entwurfsstand der Änderung bzw. 
Neuaufstellung des Bebauungsplanes.
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08 Wasserwirtschaftsamt Weiden, 13.09.2024 

Einwand/Hinweis 

„ 

bezüglich des vorliegenden Verfahrens möchten wir aus wasserwirtschaftlicher Sicht wie folgt 
Stellung nehmen. 

1. Altlasten
Im Vorhabensbereich liegen nach unseren Unterlagen keine Anhaltspunkte hinsichtlich einer
Altlastfläche bzw. einer schädlichen Bodenveränderung vor. Sollten bei der Umsetzung des
Vorhabens dennoch Auffälligkeiten auftreten, besteht gemäß Art. 1 BayBodSchG eine
Mitteilungspflicht gegenüber dem Landratsamt Schwandorf sowie dem Wasserwirtschaftsamt
Weiden.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

2.1 Öffentliche Wasserversorgung 
Ein Anschluss des Vorhabens an die öffentliche Trinkwasserversorgung ist nicht vorgesehen. 
Bestehende Wasser- und Heilquellenschutzgebiete für die öffentliche Trinkwasserversorgung sowie 
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete sind nicht betroffen. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

2.2 Bodenschutz 

Die Fläche wird derzeit landwirtschaftlich genutzt (Acker) und steht nach Aufgabe der PV-Nutzung 
wieder der bisherigen Nutzung Landwirtschaft zur Verfügung. Mit dem Boden als 
Produktionsgrundlage ist daher umsichtig umzugehen.  
Eine Rückversetzung in den Urzustand kann nur gelingen, wenn bereits jetzt Vorsorge dafür 
getroffen wird und die Belange des vorsorgenden Bodenschutzes beachtet werden.  

Die Fläche befindet sich in Hanglage mit ca. 5,3 % Neigung, daher ist vor Baubeginn eine stabile 
Pflanzendecke zu entwickeln. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Wir möchten auf die Vorgaben der „Bau - und landesplanerische Behandlung von Freiflächen – 
Photovoltaikanlagen“ des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr in 
Abstimmung mit den Bayerischen Staatsministerien für Wissenschaft und Kunst, für Wirtschaft, 

Anmerkung: 

1. Altlasten
Wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender Hinweis ist bereits
unter C Hinweise enthalten.

---------------------------------------------------------------------------------- 

2.1 Öffentliche Wasserversorgung 
Wird zur Kenntnis genommen. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

2.2 Bodenschutz 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Festsetzung unter 7.4 kann 
folgendermaßen ergänzt werden: 
„7.4 Der Mutterboden ist in einem nutzbaren Zustand zu erhalten und vor 
Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Auch sonstige 
Beeinträchtigungen des Bodens, wie Bodenverdichtungen oder 
Bodenverunreinigungen, sind zu vermeiden.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist im Zuge der 
Durchführungsplanung zu beachten. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Mit der geplanten PV-Anlage wird ein bisher unbelasteter, überwiegend 
naturnaher Landschaftsausschnitt von technischer Infrastruktur geprägt. 
Aufgrund der geringen Größe in Verbindung mit der geringen Fernwirkung 
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Landesentwicklung und Energie, für Umwelt und Verbraucherschutz sowie für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vom 10.12.2021 hinweisen. Darin werden in der Anlage 
Ausschlussflächen für PV-Anlagen unter Punkt 1 und eingeschränkt geeignete Flächen unter Punkt 
2 definiert. Für das Vorhaben ist hinsichtlich der Ausschlussflächen/eingeschränkt geeigneter 
Flächen in den Unterlagen der Nachweis zu führen und der KVB vorzulegen. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

In den Unterlagen ist nicht enthalten, welches Material genau für die Trägerkonstruktion der Module 
verwendet werden soll. Sofern es sich um feuerverzinkte Rammpfosten handelt möchten wir darauf 
hinweisen, dass dadurch ein Eintrag von 8 bis 11 kg pro ha und Jahr und somit eine Anreicherung 
von Zink im Boden wahrscheinlich sind. Grund- und Stauwassereinfluss sowie Bodenfeuchte und 
pH-Wert begünstigen einen hohen Gehalt ebenso, wie gelöste Salze. Pächter und Eigentümer sollten 
auf den Sachverhalt hingewiesen werden. Darüber hinaus wird mit hoher Wahrscheinlichkeit auch 
durch das Einrammen und Ziehen der verzinkten Stahlprofile Zink in partikulärer Form in den 
unmittelbar angrenzenden Bodenbereich eingetragen. Die Bodenfeuchteverhältnisse und der pH-
Wert des Bodens sind im Vorfeld der Baumaßnahme zu prüfen und entsprechend geeignete 
Materialien auszuwählen. Grundsätzlich wird empfohlen auf alternative Materialien auszuweichen. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Aufschüttungen auf dem Gelände der zukünftig wieder landwirtschaftlichen Produktionsfläche zum 
Ausgleich von Unebenheiten sind nach den Vorgaben der §§ 6-7 BBodSchV vorzunehmen (Auf- oder 

Einbringen von Materialien in eine durchwurzelbare Bodenschicht). Bevorzug ist nur Oberboden 
hierfür zu verwenden, der die Anforderungen des Bodenschutzrechts einhält. Der Verweis unter den 
textlichen Festsetzungen, Punkt 7.1 auf die LAGA ist nicht korrekt, da diese seit 01.08.2023 nicht 
mehr einschlägig ist. Bei Aufschüttungen für die Errichtung eines technischen Bauwerks findet nun 
die Ersatzbaustoffverordnung Anwendung. Die vorgenannten Anforderungen sind in die textlichen 
Festsetzungen aufzunehmen bzw. entsprechend abzuändern. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Bei der Anlage der Kabelgräben ist auf einen getrennten Ausbau von Oberboden, Unterboden und 
Untergrund zu achten. Eine Vermischung darf nicht erfolgen. Ein Rückbau hat in entsprechender 
Tiefenlage des Ausbaus zu erfolgen. 

Wir verweisen auch auf die LABO Arbeitshilfe „Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb und 
Rückbau von Freiflächenanlagen für Photovoltaik und Solarthermie“ vom 28.02.2023 (im Internet 
frei verfügbar). Diese ist zu beachten. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

und der geplanten Eingrünung sind die Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild gering, trotz der Lage im landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiet. Nach Rücksprache mit der Unteren Naturschutzbehörde 
besteht grundsätzliches Einverständnis. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Es handelt sich um Zink-Alu-Rammpfosten mit einer Magnelis-Legierung, 
welche den Zinkeintrag stark minimiert.  
Zudem wird unter 7.5. eine entsprechende Festsetzung aufgenommen: 
„Das Einbringen von verzinkten Rammprofilen oder Erdschraubankern ist 
nur zulässig, wenn sichergestellt wird, dass die Eindringungstiefe in der 
ungesättigten Bodenzone liegt“. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Festsetzung unter 7.1 wird 
folgendermaßen geändert: 

„7.1 Das natürliche Geländeniveau darf maximal um 0,50 m abgegraben 
oder aufgeschüttet werden. Stützmauern sind unzulässig. Aufschüttungen 
müssen mit inertem Material (Z-O-Material entsprechend den Vorgaben 
der LAGA Material entsprechend den Vorgaben der 
Ersatzbaustoffverordnung – Erstatzbaustoff) bzw. dem Aushubmaterial 
des Planungsbereichs erfolgen.“ 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen.  
Folgender textlicher Hinweis wird mit aufgenommen: 
„Bodenschutz 
Alle Baumaßnahmen sind in bodenschonender Weise unter Beachtung der 
gültigen Regelwerke und Normen, insb. DIN 19639, 18915 und 19731 
(vgl. auch §12 BBodSchV) auszuführen. Sollten bei Ausbauarbeiten 
optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt 
werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 
hindeuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde 
(Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. 
Art 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG). 

---------------------------------------------------------------------------------- 
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Im Energieatlas Bayern findet sich unter der Themenplattform auch der Reiter Bodenschutz. Hier 
werden weitere Hinweise zu dem Thema gegeben. Abrufbar unter: 
https://www.energieatlas.bayern.de/thema_sonne/photovoltaik/themenplattform-photovoltaik 
In den textlichen Festsetzungen bzw. Hinweisen wird das Schutzgut Boden bzw. die Belange des 
vorsorgenden Bodenschutzes noch nicht ausreichend berücksichtigt. Hierzu werden neben den vor 
genannte Anforderungen weitere Festsetzungen/Hinweise formuliert, um deren Beachtung gebeten 
wird. 

- Die Vorgaben der Normen DIN 18915 und DIN 19731 sind zu beachten.

- Es ist ein Bodenschutzkonzept für den Standort nach DIN 19639 aufzustellen.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

- Flächen, die nicht in Anspruch genommen werden, dürfen auch nicht befahren werden (§ 1a Abs.
2 BauGB). Das Befahren von zukünftiger Ausgleichsflächen ist auszuschließen.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

- Es wird eine max. Höhe von 2 m für Oberbodenmieten und maximal 4 m für Unterboden- und
Untergrundmieten empfohlen.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

- Bodenaushubmaterial soll möglichst direkt im Baugebiet durch Umlagerung und Wieder-
verwendung eingesetzt werden.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

- Um Verdichtungen vorzubeugen, soll das Gelände nur bei trockenen Boden- und
Witterungsverhältnissen befahren werden, ansonsten sind Schutzvorkehrungen zu treffen.
Geeignete Maschinen (Bereifung, Bodendruck) sind auszuwählen.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

- Zum Schutz des Bodens sollte im Vorfeld der Maßnahme der Acker bereits in eine Grünfläche
umgewandelt werden, damit sich eine stabile Pflanzendecke entwickeln kann. Dies dient zudem
einer gleichmäßigen Druckverteilung bei Befahrung während der Errichtung der PV-Anlage und dem
Schutz vor Erosion.

Wird zur Kenntnis genommen. Ein Bodenschutzkonzept wird erstellt und 
vorgelegt. 
Folgender textlicher Hinweis wird ersetzt.: 
„Sollten bei den Bauarbeiten Anhaltspunkte für schädliche 
Bodenveränderungen oder eine Altlast bekannt werden, sind unverzüglich 
das Wasserwirtschaftsamt und das Landratsamt Schwandorf zu 
informieren“ 
„Bodenschutz 
Alle Baumaßnahmen sind in bodenschonender Weise unter Beachtung der 
gültigen Regelwerke und Normen, insb. DIN 19639, 18915 und 19731 
(vgl. auch §12 BBodSchV) auszuführen. Sollten bei Ausbauarbeiten 
optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt 
werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 
hindeuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde 
(Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. 
Art 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG). 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Der Hinweis ist bereits unter Punkt C Hinweise enthalten. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Der Hinweis ist bereits unter Punkt C Hinweise enthalten. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Unter 7.1 ist festgesetzt, dass Abgrabungen oder Aufschüttungen mit 
inertem bzw. dem Aushubmaterial des Planungsgebietes erfolgen 
müssen. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist im Zuge der 
Durchführungsplanung zu beachten.  

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist im Zuge der 
Durchführungsplanung zu beachten.  
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-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

- Bei Einsatz von verzinkten Stahlträgern sind bei steinigen, sandigen und flachgründigen Böden
durch Vorrammen bzw. Vorbohren der Abriebverlust zu minimieren.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

- Zwischen den Reihen der Solarmodule ist ein Abstand von mind. 3,00 m einzuhalten.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Redaktioneller Hinweis: Unter C in den Hinweisen des Bebauungsplans haben die Nummern 2. 
und 5. den gleichen Wortlaut. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

3. Abwasserentsorgung, Versickerung
Keine Einwände gegen das Vorhaben.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

4. Oberflächengewässer / Wild abfließendes Wasser
Das Vorhabengebiet liegt außerhalb des vom Landesamt für Umwelt (LfU) ausgewiesenen
wassersensiblen Bereichs. Natürliche Fließgewässerstrukturen sind im näheren Umfeld nicht
vorhanden. Gefahren durch Flusshochwasser sind daher nicht gegeben.

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Starkregenereignisse und daraus resultierende Gefahren durch wild abfließendes Oberflächenwasser 
für bebaute Bereiche können jedoch grundsätzlich überall auftreten. Es ist dabei unerheblich, ob die 
Bebauung in der Nähe eines Gewässers liegt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in der 
Nähe einer von Süd-Ost nach Nord-West verlaufenden Hanglage mit einem Höhenunterschied auf 
der geplanten Fläche von ca. 21 m und einem relevanten Einzugsgebiet von ca. 6 ha. Aufgrund des 
kleinen Einzugsgebietes ist nicht mit wesentlichen negativen Auswirkungen zu rechnen. Die 
Hinweiskarte Sturzflut und Oberflächenabfluss weist im südwestlichen Bereich des Flurstückes einen 
„mäßigen“ Abfluss aus. Abflusshemmende bzw- lenkende Strukturen innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplanes können jedoch aufgrund der Hanglage sinnvoll sein. Auf die 
Regelungen des § 37 WHG wird hingewiesen.  

In diesem Kontext werden unter Nr. 8.2 im Umweltbericht (S. 8) bereits entsprechende Vorschläge 
gemacht. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht sind diese ausreichend und weitere Anforderungen nicht 
erforderlich. 

Auf die Arbeitshilfe „Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung“ des StMB und des 
StMUV 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis wird unter 7.5 ergänzt: 
„[…] Beim Einsatz von verzinkten Stahlträgern sind bei steinigen, 
sandigen und flachgründigen Böden der Abriebverlust durch Vorrammen 
bzw. Vorbohren zu minimieren.“ 

---------------------------------------------------------------------------------- 

In der Planung ist aktuell ein Abstand von 3,40 m eingeplant. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. Punkt Nr. 5 wird aus den Hinweisen 
entfernt. 

---------------------------------------------------------------------------------- 

3. Abwasserentsorgung, Versickerung
Wird zur Kenntnis genommen.

---------------------------------------------------------------------------------- 

4. Oberflächengewässer/Wild abfließendes Wasser
Wird zur Kenntnis genommen.

---------------------------------------------------------------------------------- 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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(https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeits-hilfe.pdf) sowie 
den Praxis-Leitfaden für die ökologische Gestaltung von PV-Freiflächenanlagen des LfU (frei abrufbar 
im Internet) wird zudem verwiesen. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

5. Zusammenfassung
Mit der Planung besteht aus wasserwirtschaftlicher Sicht grundsätzlich Einverständnis. Die
angegebenen, fachlichen Vorgaben sind einzuhalten.

Das Landratsamt Schwandorf erhält einen Abdruck dieses Schreibens. 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.“ 

---------------------------------------------------------------------------------- 

5. Zusammenfassung
Die grundsätzliche Zustimmung wird zur Kenntnis genommen.

Sitzungstag: 26.11.2024
Anwesend: 12
Für den Beschluss: 12
Gegen den Beschluss: 0

Beschluss:
Die oben genannten Anpassungen / Ergänzungen werden in die 
Entwurfsfassung des Bauleitplans eingearbeitet. Im Übrigen wird 
auf die oben genannten Hinweise verwiesen.

13 Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz, 12.09.2024 

Einwand/Hinweis 

„ 
die Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz wird als Träger öffentlicher Belange im o. g. 
Verfahren um eine Stellungnahme gebeten. 

Zu o. g. Verfahren liegen uns aktuell keine Informationen vor, die gegen die Planungen sprechen. 

Aus diesem Grund ist auch eine weitere Beteiligung im Verfahren, insofern sich keine grundlegenden 

Planungsänderungen im Entwurf ergeben, aus unserer Sicht nicht zwingend notwendig. 

Von Seiten der Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz selbst sind keine Planungen beabsichtigt 
bzw. Maßnahmen eingeleitet, die für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebietes 
bedeutsam sein könnten.“ 

Anmerkung: 

Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Sitzungstag: 26.11.2024
Anwesend: 12
Für den Beschluss: 12
Gegen den Beschluss: 0

Beschluss:
Auf die oben genannten Hinweise wird verwiesen. Es erfolgt 
keine Änderung zum Entwurfsstand der Änderung bzw. 
Neuaufstellung des Bebauungsplanes.
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Für den Beschluss: 

16 Bayernwerk Netz GmbH, 

Einwand/Hinweis 

„ 
gegen das Planungsvorhaben bestehen von unserer Seite keine Einwände. Im Geltungsbereich 
befinden sich keine von uns betriebene Anlagen, welche für das Vorhaben relevant sind. 

Losgelöst von möglichen Festlegungen zu einem Netzanschluss- bzw. Verknüpfungspunkt mit dem 
Stromnetz der allgemeinen Versorgung im Rahmen dieser Bauleitplanung erfolgt diese Festlegung 
ausschließlich im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben wie z.B. EEG, KWK-G. 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und Bitten Sie, uns bei weiteren 
Verfahrensschritten zu beteiligen.“ 

“ 

Anmerkung: 
Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 

Sitzungstag: 26.11.2024
Anwesend: 12
Für den Beschluss: 12
Gegen den Beschluss: 0

Beschluss:
Auf die oben genannten Hinweise wird verwiesen. Es erfolgt 
keine Änderung zum Entwurfsstand der Änderung bzw. 
Neuaufstellung des Bebauungsplanes.




